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Anlage 13 zur GRDrs 797/2015
Verlängerung eines Stellenvermerks 
sowie Wegfall des Finanzierungsvorbehalts 
zum Stellenplan 2016
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.
oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk

bisher

neu
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.0203.073
32235231

	Amt für öffentliche Ordnung
	A 10
	Sachbearbeiter/-in
	0,5
	KW
01/2016

KW

01/2018
	--


Begründung:

Im Zuge des Verwaltungsstrukturreformgesetzes vom 01.01.2005 wurden die unteren Verwaltungsbehörden u. a. im Bereich der Lebensmittelüberwachung mit neuen Pflichtaufgaben nach Weisung beauftragt. Durch das zum 01.01.2006 vollständig in Kraft getretene EU-Hygienepaket sowie durch nationale Hygienevorschriften (Allgemeine Verwaltungsvorschrift Rahmenüberwachung) wurden diese Aufgaben erheblich erweitert. 
Der Stellenbedarf für die Aufgabenerledigung in den Bereichen Rückverfolgbarkeit, Qualitätsmanagementsystem und Risikoanalyse wurde bereits zum Stellenplan 2006/2007 anerkannt und führte zur Schaffung einiger Planstellen. Die Freigabe zur Besetzung der Stellen wurde jedoch mit dem Vorbehalt der Kostenübernahme durch das Land verknüpft (GRDrs 1366/2005). Von einer Kostenübernahme durch das Land für die o.g. Stelle Nr. 320.0203.073 ist aktuell nicht auszugehen.
Der Stellenzuwachs bei den Lebensmittelkontrolleuren und Tierärzten schlägt sich jedoch in der gestiegenen Anzahl von verwaltungsrechtlichen Anordnungen, Zwangsmittelverfahren und Ordnungswidrigkeitsanzeigen nieder. Im Jahr 2015 ist erstmals mit einer Vollbesetzung aller Stellen für Lebensmittelkontrolleure zu rechnen, darüber hinaus besteht die Finanzierungszusage des Landes für 3 weitere Stellen für Lebensmittelkontrolleure. Zunehmende Berufserfahrung der einzelnen Lebensmittelkontrolleure und eine höhere Kontrolldichte durch die Vollbesetzung wird zu einem erhöhten Arbeitsaufkommen bei der Sachbearbeitung in der Verwaltung führen.
Diese Aufgabenmehrung kann nicht durch das vorhandene Verwaltungspersonal (insgesamt 2,5 Sachbearbeiterstellen) aufgefangen werden. Deshalb wird für die o.g. 0,5 Stelle der Wegfall des Finanzierungsvorbehalts und zunächst die Verlängerung des KW-Vermerks beantragt.

Mit Besetzung der Stelle können mehr verwaltungsrechtliche Verfahren (Anordnungen, Zwangsmittelfestsetzungen, OWi-Anzeigen) bearbeitet werden. Es kann davon ausgegangen werden, dass hierdurch die Einnahmen über Verwaltungsgebühren und Bußgelder soweit steigen werden, dass die Kosten für die 0,5 Stelle finanziert werden können.
Die Haushaltsneutralität der Stelle ist im Stellenplanverfahren 2018/2019 zu prüfen.
